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Ratsfraktion  
Bündnis 90/Die Grünen  
der Stadt Schortens 

 
 
 
 
Martin von Heynitz                                                             Schortens, 05.06 2016 
 
 
Stadtverwaltung Schortens 
Herrn Bürgermeister Böhling 
Rathaus 
Oldenburger Str. 29 
26419 Schortens 
 
 
Antrag auf Barrierefreiheit bei Stadtfesten 
 
 
Sehr geehrter Herr Böhling, 
 
gemäß des Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 13. Dezember 2006 über 
die Rechte von Menschen mit Behinderungen (in der Fassung vom 21. Dez. 2008) 
sind alle Feste der Stadt Schortens zukünftig auf die Bewegungsfreiheit behinderter 
Menschen auszurichten und zu realisieren. 
Das bedeutet Schläuche, Kabel und andere Versorgungsleitungen aus dem Weg zu   
Halten (nicht am Boden verlegen, so dass Besucher mit Hilfsmittel (Rollstuhl, 
Rollator) eigenständig überall dahin gelangen können, wonach ihnen gerade der 
Sinn steht.  
Die Verkaufsbuden sollten die Bordsteinabsenkungen nicht versperren. 
 
 

Quelle: http://www.behindertenrechtskonvention.info/uebereinkommen-
ueber-die-rechte-von-menschen-mit-behinderungen-3101/  

 
Art ike l  9  –  Zugängl ichkei t  

(1) Um Menschen mit Behinderungen eine unabhängige Lebensführung 
und die volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen, treffen 
die Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen mit dem Ziel, für Menschen mit 
Behinderungen den gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt, zu 
Transportmitteln, Information und Kommunikation, einschließlich 
Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, sowie zu 
anderen Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit in städtischen 
und ländlichen Gebieten offenstehen oder für sie bereitgestellt werden, zu 
gewährleisten. Diese Maßnahmen, welche die Feststellung und 
Beseitigung von Zugangshindernissen und -barrieren einschließen, gelten 
unter anderem für 
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a. Gebäude, Straßen, Transportmittel sowie andere Einrichtungen in 
Gebäuden und im Freien, einschließlich Schulen, Wohnhäusern, 
medizinischer Einrichtungen und Arbeitsstätten; 

b. Informations-, Kommunikations- und andere Dienste, einschließlich 
elektronischer Dienste und Notdienste.  

(2) Die Vertragsstaaten treffen außerdem geeignete Maßnahmen,  

a. um Mindeststandards und Leitlinien für die Zugänglichkeit von 
Einrichtungen und Diensten, die der Öffentlichkeit offenstehen oder für 
sie bereitgestellt werden, auszuarbeiten und zu erlassen und ihre 
Anwendung zu überwachen; 

b. um sicherzustellen, dass private Rechtsträger, die Einrichtungen und 
Dienste, die der Öffentlichkeit offenstehen oder für sie bereitgestellt 
werden, anbieten, alle Aspekte der Zugänglichkeit für Menschen mit 
Behinderungen berücksichtigen;  

c. um betroffenen Kreisen Schulungen zu Fragen der Zugänglichkeit für 
Menschen mit Behinderungen anzubieten;  

d. um in Gebäuden und anderen Einrichtungen, die der Öffentlichkeit 
offenstehen, Beschilderungen in Brailleschrift und in leicht lesbarer und 
verständlicher Form anzubringen; 

e. um menschliche und tierische Hilfe sowie Mittelspersonen, unter 
anderem Personen zum Führen und Vorlesen sowie professionelle 
Gebärdensprachdolmetscher und -dolmetscherinnen, zur Verfügung zu 
stellen mit dem Ziel, den Zugang zu Gebäuden und anderen 
Einrichtungen, die der Öffentlichkeit offenstehen, zu erleichtern;  

f. um andere geeignete Formen der Hilfe und Unterstützung für Menschen 
mit Behinderungen zu fördern, damit ihr Zugang zu Informationen 
gewährleistet wird; 

g. um den Zugang von Menschen mit Behinderungen zu den neuen 
Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen, 
einschließlich des Internets, zu fördern; 

h. um die Gestaltung, die Entwicklung, die Herstellung und den Vertrieb 
zugänglicher Informations- und Kommunikationstechnologien und -
systeme in einem frühen Stadium zu fördern, sodass deren 
Zugänglichkeit mit möglichst geringem Kostenaufwand erreicht wird. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Martin von Heynitz  

Fraktionsvorsitzender 

 
 
 
 


